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Gastbeitrag. Die mangelnde Kompromiss-
bereitschaft bei Zollregeln in Nordirland
gefährdet das Karfreitagsabkommen.

Zeit für Lösung in
Nordirland drängt
VON LINDSAY SKOLL

U nsere oberste Priorität im
Zuge der Brexit-Verhand-
lungen war und ist es,

den Frieden in Nordirland zu er-
halten. Frieden und Stabilität in
Nordirland wurden mühsam er-
arbeitet. Beides basiert auf dem
Karfreitagsabkommen, das ein
Triumph von Kompromissbereit-
schaft und Toleranz nach Jahr-
zehnten der Instabilität war.

Der Erfolg des Abkommens
hängt von der Zustimmung aller
Gemeinschaften im Land ab. Die
aktuelle Umsetzung des Nordir-
land-Protokolls jedoch untergräbt
diese Zustimmung, Das Protokoll,
Teil des EU-Austrittsabkommens,
enthält Zollregelungen, die die
Integrität des EU-Binnenmarktes
einerseits, das Karfreitagsabkom-
men und somit Frieden im Land
andererseits schützen sollen. Ob-
wohl das Protokoll aufgrund von
Übergangsfristen noch gar nicht
vollinhaltlich umgesetzt wurde,
sind praktische Probleme bereits
offensichtlich.

Zollverfahren, um Waren in-
nerhalb des Vereinigten König-
reichs nach Nordirland zu trans-
portieren, ziehen hohe Kosten
nach sich und sindmit bürokrati-
schen Hürden verbunden. Viele
britische Firmen sehen sich da-
her gezwungen, Produkte aus
dem Handel in Nordirland zu
nehmen. Manche haben den
Handel sogar ganz eingestellt.
Aufgrund unterschiedlicher steu-
erlicher Regelungen können
Menschen in Nordirland zudem
nicht im gleichen Maß von wirt-
schaftlichen Unterstützungs-
maßnahmen profitieren wie im
Rest Großbritanniens. Diese Si-
tuation ist nicht tragbar.

Änderungen sind unerlässlich
Es gibt wachsende Bedenken,
dass die Bindung zwischen
Großbritannien und Nordirland
aufgrund der Umsetzung des
Protokolls geschwächt wird. Alle
Teile der nordirischen Gesell-
schaft sind sich einig, dass Ände-
rungen notwendig sind. Ange-
sichts einer nicht voll handlungs-
fähigen Exekutive in Nordirland
ist der Friedensvertrag damit zu-

sehends unter Druck. Ohne
nachhaltige Lösung für die Pro-
bleme wird es uns nicht gelingen,
die nordirische Regierung zu sta-
bilisieren und das Karfreitagsab-
kommen zu schützen.

Patt darf nicht andauern
Wir haben bereits Vorschläge ge-
macht, wie man die Ziele des
Protokolls besser umsetzen
könnte. Da wäre zum Beispiel
das trusted trader scheme, mit
dem die EU Echtzeitdaten über
Warenbewegungen bekommt.
Dadurch könnte sichergestellt
werden, dass Lieferungen nach
Nordirland nicht in die EU einge-
führt werden. Die Integrität des
Binnenmarkts wäre geschützt.

Die Herausforderung ist, dass
jeder ernsthafte Lösungsversuch
eine Änderung des Protokolls er-
fordert, weil die derzeitige Form
eine Umsetzung der Pläne nicht
zulässt. Das lehnt die EU aller-
dings ab. Wir begrüßen die aktu-
ellen Vorschläge der EU, aber sie
sind nicht weitreichend genug.

Deshalb haben wir im briti-
schen Parlament Pläne für
Rechtsvorschriften vorgelegt, die
der Regierung bei Bedarf die er-
forderlichen Befugnisse für eine
einseitige Änderung verleihen.
Wir hoffen, sie nicht in Anspruch
nehmen müssen. Aber wir kön-
nen nicht zulassen, dass die Patt-
situation in Nordirland auf unbe-
stimmte Zeit andauert.

Es geht uns nicht darum, das
Protokoll zu verwerfen. Wir sind
nach wie vor entschlossen, eine
Verhandlungslösung zu errei-
chen. Wir wollen lediglich jene
Maßnahmen, die schon jetzt
funktionieren, stärken, und jene,
die das nicht tun, reparieren. Die
EU soll davon in keiner Weise ne-
gativ berührt werden. Ich bin mir
sicher, dass es eine Lösung gibt,
die die Interessen aller und da-
mit den Frieden schützt. Wir soll-
ten keine weitere Zeit verlieren.

Lindsay Skoll ist seit November 2021 briti-
sche Botschafterin in Österreich. Die Diplo-
matin war zuvor auf Posten in Moskau,
Nordkorea und den Seychellen. Im Außen-
amt hatte sie Leitungsfunktionen zu
Klimawandel sowie dem Nahen Osten.
E-Mails an: debatte@diepresse.com

PIZZICATO

Die FPÖ-Überraschungskandidatin
N achdem Alexander Van der Bellen nach reiflichem Nachdenk-

prozess mit sich ins Reine über eine zweite Amtszeit gekom-
men ist, tüftelt die FPÖ an einer Gegenstrategie.
Herbert Kickl: Norbert, lieber Freund. Jetzt zählt’s. Zeit für die Re-
vanche. Trittst du gegen den Opa in der Hofburg an, wie du deinen
Wählern vor sechs Jahren großspurig versprochen hast?
Norbert Hofer: Lieber Herbert, du wirst dich wundern, was ich da-
mals alles gesagt und nicht gehalten habe. Eine Präsidentschafts-
kandidatur passt gerade gar nicht in meine Lebensplanung. Ich bin
ja kürzlich selbst Opa geworden. Da bin ich eingespannt mit Baby-
sitten und so Sachen. Aber wie steht’s mit dir?
Kickl: Bei mir geht’s nicht. Ich trainiere für den Ironman auf Ha-
waii. Für einenWahlkampfmarathon hab ich da keine Zeit.
Hofer: Wen schicken wir dann ins Rennen? Am besten wär’ eine
Frau, eine junge Resche, eine Hardlinerin gegen die Coronapolitik.
Kickl: Genial. Wir sind die Frauenpartei. Aber so viele haben wir
nicht, die infrage kämen. Die Dagi Belakowitsch? Die Susi Fürst?
Hofer: Zuwenig bekannt, zu wenig präsidentiell.
Kickl: Ich hab’s. Wir holen die Kneissl aus ihrem Exil in Südfrank-
reich. Jetzt, wo sie ihren Aufsichtsratsjob aufgegeben hat . . . Die ist
prädestiniert – und sie hat so liebe Viecherln. (vier)

Reaktionen an: thomas.vieregge@diepresse.com
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Zuschauervertreibung
vom Burgtheater
„An ihrer Krise sind die Theater
schon auch selbst schuld“, Kom-
mentar von Thomas Kramar, 20.5.
Der Autor hat mit seiner Einschät-
zung der wahren Gründe des Be-
sucherschwunds völlig recht. Seit
Beginn der Direktion Kušej bin ich
gelinde gesagt über das gebotene
Programm schwer enttäuscht. Die
früheren Regiearbeiten des Direk-
tors waren begeisternde Arbeiten.
Was jetzt am Burgtheater gespielt
(und von ihm verantwortet) wird,
gleicht einer Zuschauervertrei-
bungsaktion. Hauptsache divers,
woke und weiß-sonst-noch-was.

Auch unter den Leitungen von
Peymann, Bachler, Hartmann und
Bergmann gab es schwache Pro-

duktionen, aber nie so gehäuft.
Jedenfalls gab es Stücke, die man
sich begeistert zwei-, dreimal oder
sogar noch öfter ansehen konnte.
Das fällt derzeit weg. Ich habe
meine Abos für die kommende
Spielzeit jedenfalls reduziert.
DI Franz Waldner, 1080 Wien

Österreich ist neutral
undwird neutral bleiben
„Soll Österreich neutral bleiben?“,
von Christian Ultsch, 21.5.
Was soll das Fragezeichen? Die
Frage ist schon beantwortet, auch
wenn das der „Presse“ nicht ge-
fällt! Auch wenn das „50 promi-
nenten Österreichern“ nicht ge-
fällt. Es gibt halt fast neunMillio-
nen Österreicher, so gut wie alle
sehen diese Frage nicht. Österreich
war neutral, ist neutral und wird
neutral bleiben. Und das ist gut so.

Wir führen keine Kriege in
anderen Ländern. Es ist erschre-
ckend, wie viele Länder „glauben“,
in anderen Ländern Krieg führen
zu dürfen und zumüssen. Welcher
Krieg (Ausnahme Bürgerkrieg) ist

kein Angriffskrieg?Wir gestatten
anderen Ländern nicht, auf unse-
rem Staatsgebiet Stützpunkte zu
errichten oder Raketen zu statio-
nieren. Wir verteidigen unsere
Neutralität glaubhaft (nicht wie
1938). Das heißt, wir brauchen
keine Armee, die eineWeltmacht
schlagen kann.

Richtig ist, wir geben derzeit zu
wenig aus, 1 bis 1,5 Prozent des
BIPs sollten es schon sein. Aber
dazumussman die Neutralität
nicht aufgeben. Ideal wäre, wenn
wir uns an das „Raumverteidi-
gungskonzept“ erinnerten, das
ideal auf Österreich und seine
Räume zugeschnitten ist und die
Kosten nicht explodieren lässt.

Der „Schutz“, den wir der Be-
völkerung zu bieten haben, ist in
der von Ihnen geforderten Form
nicht möglich. Auch nicht durch
die Nato. Ich durfte mein ganzes
Leben unter der Drohung eines
Atomkriegs leben und wundere
mich, dass ich noch lebe. Das ist
nur möglich, indemman es ver-
drängt. Wir sind als „neutrales
Land“ in die EU gegangen und

Wie heraus aus der Krise?
Gastkommentar. Gerade auch bei den Gewerkschaften sollte die
sich verschärfende ökonomische Malaise zu einem Umdenken führen.

VON HEINZ HÖGELSBERGER

A uch die Gewerkschaften ha-
ben jahrzehntelang auf ein
öl- und gasbetriebenes

wachstumsorientiertes Wirt-
schaftsmodell gesetzt. Nach der
neoliberalen Wende streben die
Gewerkschaften Wirtschafts-
wachstum an, um trotz Rationali-
sierung und Produktivitätssteige-
rungen Arbeitsplätze zu erhalten.

Globalisierung und internatio-
nale Arbeitsteilung führten zu
Lohndruck und dem Auslagern
vieler Tätigkeiten. Die Ausbeutung
von Beschäftigten in Niedriglohn-
ländern schuf hierzulande mit Bil-
ligprodukten für viele die Illusion,
den bisherigen Lebensstandard
aufrechterhalten zu können.

Aus all dem ergibt sich ein Wi-
derspruch zwischen Arbeitsplät-
zen und Umweltschutz. Immer
wieder befanden sich die Gewerk-
schaften bei ökologischen Konflik-
ten auf der „falschen Seite“ – siehe
Zwentendorf, Hainburg oder die
dritte Startbahn in Schwechat. Die
Klimakrise wurde zwar wahrge-
nommen, führte aber zu keiner
echten Trendwende.

Angesichts von Inflation, im-
mens steigenden Energiepreisen,

dem Kollaps globaler Lieferketten
und Rohstoffengpässen stehen wir
vor einer tiefen Krise. Die bisherige
Energie- und Wirtschaftspolitik ist
falsch. Die Forderung kann nicht
darin bestehen, weiter klima-
schädliche Energie möglichst billig
zu erhalten, sondern schlichtweg
weniger zu verbrauchen. Wir wis-
sen seit Jahrzehnten, dass wir un-
seren Energieverbrauch senken
und diesen aus erneuerbaren
Quellen abdeckenmüssen.

Energiekonzerne an die Leine
Das große Geld machen nun wie-
der die – „fossilen“ – Energie- und
Autokonzerne. Letztere bauen auf-
grund des Mangels an Komponen-
ten zwar weniger Fahrzeuge, ma-
chen aber trotzdem Rekordgewin-
ne. Deren Rezept ist einfach: Man
produziert bevorzugt teure und
energieintensive Autos mit hohen
Gewinnmargen, während man
gleichzeitig Leiharbeiter kündigt
und die Stammbelegschaft in
Kurzarbeit schickt. Die Folgen und
Kosten tragen somit die Beschäf-
tigten und die öffentliche Hand.

Wie sollen also Gewerkschaf-
ten auf die neue Situation reagie-
ren? Sie müssen endlich soziale
mit ökologischen Anliegen verbin-

den! So sollten sich die Energie-
preise nach sozialen und (um-
welt-)politischen Vorgaben richten
und nicht nach Marktmechanis-
men und Börsenspekulationen.
Dazu müssen Energiekonzerne an
die Leine genommenwerden.

Produkte müssten nützlich,
langlebig, reparaturfähig sein und
lokal erzeugt werden. Das würde
vor Ort Arbeitsplätze schaffen. All
das verteuert die Güter zwar, dafür
sind sie länger und besser ver-
wendbar. Unternehmen sollten zu
betrieblichem Mobilitätsmanage-
ment verpflichtet werden und so
die saubere Anreise von Beschäf-
tigten und Kundschaft gewährleis-
ten. Eine allgemeine Mobilitätsga-
rantie hilft uns aus der Autoabhän-
gigkeit und spart viel Geld.

Der Ausstieg aus Öl und Gas
wird wohl „fossile“ Arbeitsplätze
kosten. Hier wäre die allgemeine
Senkung der Arbeitszeit auf 30 Wo-
chenstunden ein Ziel, für das es
sich zu kämpfen lohnt!

Dr. Heinz Högelsberger hat an einem
Forschungsprojekt der Universität Wien
über die Mobilitätswende und die Zukunfts-
fähigkeit der Kfz-Industrie gearbeitet.
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Laut Korruptions-
wahrnehmungs-
index 2021 von
Transparency
belegt die Ukraine
Platz 122 von 180
(Russland Platz 136).

QUERGESCHRIEBEN
VON ANDREA SCHURIAN

Von Turbo-Beitrittseuphorikern
in der EU und Korruptionslisten
Das Kalkül, wonach weniger Waffen weniger Tötungsmöglichkeiten bedeuten, ist
out. „Waffen her!“ und nicht Bertha von Suttners „Waffen nieder!“ lautet die Devise.

D ie Ukraine hat zuletzt Verhand-
lungen zur Beendigung des
Kriegs ausgesetzt und wartet auf

konkrete Vorschläge. Also sollten westli-
che Regierungschefs vor dem Kreml
Schlange stehen, um dem dortigen Haus-
herrn einen Ausweg aus dem Krieg abzu-
ringen, der weder die Auslöschung der
Ukraine noch Russlands Vernichtung be-
deutet. Passiert aber nicht. Waffen nach
Kiew oder Verhandler nach Moskau? Da-
rüber streiten kluge Köpfe, vermutlich
wäre eine Kombination aus beidem der
Ausweg aus demKriegsdilemma.

Pazifismus ist in Verschiss geraten,
weshalb Journalisten, Intellektuelle und
Ex-Politiker (m/w/*) ange-
sichts von Putins brutalem,
jegliches Völkerrecht verlet-
zendem Überfall auf die
Ukraine in ebenso beklem-
mender wie seltener Ein-
tracht a) das sofortige Ende
der angeblich obsoleten ös-
terreichischen Neutralität
sowie b) den ehestmögli-
chen Nato-Beitritt fordern.
In der Rechtssprechung
würde jeder vernunftbegab-
te Mensch derlei Ansinnen als Anlassge-
setzgebung geißeln. Laut Rechtwörter-
buch ist das eine „durch Hektik geprägte,
überstürzte und damit meist unsystema-
tische gesetzgeberische Reaktion unter
dem Einfluss einer durch ein auslösen-
des Ereignis hervorgerufenen öffentli-
chen Diskussion und massiver Medien-
berichterstattung zu diesem Thema. Kri-
tisch an solcher Gesetzgebung ist, dass
sie oft undurchdacht ist oder nur der Be-
friedigung öffentlicher Empörung dient,
währendman bei einer genaueren objek-
tiv sachlichen Betrachtung zu einer nega-
tiven Beurteilung der Änderung kommen
würde“ (www.rechtsanwaelte.at).

Nun drängt die kriegswunde Ukraine
in die EU. Im Juni will die EU-Kommis-
sion über den Kandidatenstatus ent-
scheiden. Eine von Emmanuel Macron
(auch von Alexander Schallenberg) ven-
tilierte „EU-Mitgliedschaft light“ lehnt
der ukrainische Präsident, Wolodymyr
Selenskij, ab. „Polen wird alles in seiner
Macht Stehende tun, um der Ukraine zu
helfen, Mitglied der Europäischen Union
zu werden“, beteuerte indes am Sonntag
Polens Präsident, Andrzej Duda, in einer

Rede im ukrainischen Parlament. Laut
Umfrage sind 51 Prozent der Deutschen
für einen raschen Beitritt, in Österreich
wird die Stimmungslage ähnlich sein.

Doch abgesehen davon, dass dies
einen Affront gegenüber den Balkanstaa-
ten bedeuten würde, sollten Beitritts-
euphoriker bei aller unverbrüchlichen
Solidarität mit dem um Freiheit kämp-
fenden Land auch einen Blick auf den
Korruptionswahrnehmungsindex 2021
von Transparency International werfen,
auf dem die Ukraine Platz 122 von 180
belegt (Russland liegt auf Platz 136).

Nach Panama und Paradise fischten
im vergangenen Herbst 600 internatio-

nale Rechercheure die Pan-
dora-Papers aus der globa-
len Steuerhinterziehungs-
sumpfblütenlandschaft. We-
nig überraschend haben
demnach auch russische
und ukrainische Oligarchen
ihr Geld auf Offshore-Kon-
ten angelegt. Von 330 invol-
vierten Politikern aus 91
Ländern stammten 38 aus
der Ukraine. Auch Selenskij
soll etliche Millionen in

einem Briefkastennetzwerk in Belize, Zy-
pern und auf den Britischen Jungfern-
inseln geparkt haben.

A llerdings hat er vor seiner Wahl
zum Präsidenten seine Firmenan-
teile an einen Geschäftspartner

(und späteren Chefberater) übertragen.
Nach der Wahl unterband er per Gesetz
Parteienfinanzierungen durch Oligarchen
und verunmöglichte seinem Ex-Spezi
Ihor Kolomojskij, seine „Privatbank“ zu-
rückzukaufen, die 2016 verstaatlicht wor-
den war und mit deren Hilfe Kolomojskij
Millionen an der Steuer vorbei ins Aus-
land (auch auf Offshore-Konten von
Selenskijs TV-Produktionsfirma Kwartal
95) geschummelt haben soll. Selenskijs
Kampf gegen Großkorruptionisten wurde
jedoch jäh vom Verteidigungskrieg gegen
Russland unterbrochen.

Korruption ist weder Erklärung noch
Entschuldigung für Putins völkerrechts-
widrigen Angriffskrieg. Aber der Korrup-
tionsindex ist auch kein Empfehlungs-
schreiben für einen Turbo-EU-Beitritt.

E-Mails an: debatte@diepresse.com
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Dr. Andrea Schurian
ist freie Journalistin.
Die ehemalige ORF-
Moderatorin („Kunst-
Stücke“, „ZiB-Kultur“)
gestaltete zahlreiche
filmische Künstler-
porträts und leitete
zuletzt neun Jahre das
Kulturressort der
Tageszeitung „Der
Standard“. Seit
Jänner 2018 ist sie
Chefredakteurin der
jüdischen Zeitschrift
„NU“.

Morgen in
„Quergeschrieben“:
Karl-Peter Schwarz
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aufgenommenworden. Die EU
wusste, wen sie aufnimmt, darum
will ichmich auch nicht als „Tritt-
brettfahrer“ beschimpfen lassen,
auch nicht von der „Presse“. Wir
leisten unsere Beiträge, aber eben
neutral.

Was derzeit geschieht, macht
mich nachdenklich. Es herrscht
fast eine Kriegsbegeisterung, alle
rüsten auf, alle drängen in die
Nato, Neutralität scheint eine Be-
liebigkeit zu sein, zwischen Russ-
land und Putin wird nicht mehr
unterschieden, Waffen sind hip,
wir reden darüber wie von Sem-
meln. Kurz, das Hirn setzt aus.
Hans Struber, 5342 Abersee

Wir werden dann keine
Trittbretter finden
Wasmir fehlt in der Debatte, ist die
Analyse der Gefährdungslage.
Sicher wird Russland nicht Öster-
reich angreifen, doch Ungarn ist
von einer Diktatur oder Schein-
demokratie nicht weit entfernt.
Wenn Orbán ein System à la Putin
aufzieht und sich dessen Unter-

stützung sichert, ist auch eine ver-
suchte Annexion des Burgen-
landes denkbar (zum Schutz der
ungarischenMinderheit). Un-
denkbar? Das haben wir vor Putins
Ukraine-Überfall auch geglaubt.

Niemand kann garantieren,
dass die politische Lage inMittel-
europa auf ewige Zeiten stabil
bleibt und in Krisenzeiten, die
garantiert nicht erspart bleiben,
Nachbarstaaten Österreichsmili-
tärische Schwäche nicht ausnüt-
zen, uns überfallen, damit Eupho-
rie und Nationalstolz in ihrem
Land schüren und von innenpoli-
tischen Problemen ablenken. Wir
werden dann keine Trittbretter
finden, um aufzuspringen!
Dr. Rainer Reinöhl, 3970 Weitra

Ein „Kunde“ stört nur
„. . . Ein Leben in der Warte-
schleife“, „Quergeschrieben“ von
Anneliese Rohrer, 21.5.
Die Kundenorientierung ist vielen
Firmen nicht erst durch die Pan-
demie verloren gegangen. Bereits
seit vielen Jahren wurden aus

„König Kunde“ User und Verbrau-
cher, die sich jeden Service selbst
„ganz bequem“ amComputer er-
ledigen sollen. Dafür geben sie
noch Daten preis, die sich trefflich
vermarkten lassen.

Denn oberstes Ziel desWirt-
schaftens ist, entsprechend den
Lehrbüchern, Profitmaximierung.
Ein „Kunde“ stört da nur.
Kurt Schmidl, 1230 Wien

Verknappung
künstlich herbeigeführt
Zur Teuerung
Steigen die Preise weiter so drama-
tisch, braucht man sich nicht zu
wundern, wenn sich das Kaufver-
halten der Konsumentinnen und
Konsumenten ebenso dramatisch
ändern wird. Es kommt zu Kauf-
verweigerung und damit zu einem
kapitalen Verlust der Lebensquali-
tät im Privatbereich, ebenso zum
Absacken derWirtschaftskraft.

Es lässt sich eine künstlich
herbeigeführte Verknappung in
täglichen Konsumgütern feststel-
len, aber auch bei vielen anderen

Produkten, um die Preise künstlich
hoch zu halten. Hier muss der
Staat eingreifen, will er einen Auf-
stand seiner Bürger vermeiden.
Peter E. Drechsler, 6900 Bregenz

Für Kraftwerksbau
wird Schotter verwendet
„Ortner auf dem umweltfeindlichen
Holzweg“, Leserbrief von Günter
Lachawitz, 19.5.
Nicht jedes geschriebeneWort ist
richtig, insbesondere wenn sich
ein Geisteswissenschaftler auf
technisches Terrain begibt:
I Für den Bau eines Kraftwerkes
wird kein Sand benötigt, für den
Meeresstrände leer gebaggert wer-
den, sondern es wird Schotter ver-
wendet, der im Übermaß an der
Donau vorhanden ist.
I Der Rückgang der Gletscher ist
für dieWasserführung der Donau
irrelevant. Die Donau führt im
Jahresmittel nicht weniger Wasser
als früher. Was die Klimaerwär-
mung bewirkt, ist, dass die Donau
imWinter mehrWasser führt
(weniger fester Niederschlag in

Form von Schnee) und im Som-
mer öfter Niederwasserperioden
auftreten (wahrscheinlich auf-
grund der Verdunstung im Ein-
zugsgebiet).
I Ob der Strombedarf eines ein-
zelnen Hauses imWinter durch
Solaranlagen abgedeckt werden
kann, ist nicht abhängig vom ös-
terreichweiten Anteil möglicher
mit Solaranlagen auszustattender
Objekte.
DI Dr. techn. Alfred Lehner,
2380 Perchtoldsdorf

Ein geschlossenes
Territorium für
Kärntens Slowenen?
Gastbeitrag. Ja zur Minderheitenförderung,
Nein zur künstlichen Belebung von Konflikten!

VON ANDREAS MÖLZER

D er beinahe 70 Jahre alte ös-
terreichische Staatsvertrag
sei in Hinblick auf die

Rechte der slowenischen Minder-
heit leider noch immer nicht völlig
umgesetzt, erklärte Sloweniens
Botschafter in Wien, Aleksander
Geržina, in einem „Presse“-Inter-
view. Es existiere in Kärnten nach
wie vor „kein einheitliches zwei-
sprachiges Gebiet wie es in Art. 7
vorgesehen“ sei. Im selben Atem-
zug bedauert der Herr Botschafter,
dass die slowenischeMinderheit in
Kärnten auf etwa 12.000 Seelen ge-
schrumpft sei, während sie vor gut
einem Jahrhundert noch aus etwa
70.000Menschen bestanden hätte.

Abgesehen davon, dass bei
den von ihm erwähnten 70.000
Kärntnern wohl sehr viele Angehö-
rige des schwebenden Volkstums,
das einst als „Windische“ bezeich-
net wurde, dabei waren, impliziert
Herrr Geržina damit wohl, dass die
jetzige Anzahl der Kärntner Slowe-
nen schlicht nicht mehr die Krite-
rien für so etwas wie ein geschlos-
senes Siedlungsgebiet, oder, wie er
sagt „einheitliches zweisprachiges
Gebiet“, erfüllen könne.

Nun steht völlig außer Zweifel,
dass die Erhaltung der sloweni-
schen Volksgruppe nur durch be-
sondere Förderung gewährleistet
sein kann. Die soziologischen Um-
brüche der vergangenen Jahrzehn-
te – Auflösung der ländlichen Sied-
lungsstrukturen und das Bauern-
sterben – machen den Wunsch
nach einem einheitlichen zwei-
sprachigen Gebiet, wie man es in
den 1950er-Jahren noch definieren
konnte, schlicht illusorisch.

Historische Namenspflege
Auch die Forderung, endlich
„zweisprachige Anschriften für
Flüsse, Berge, Straßennamen“ fest-
zuschreiben, erinnert an die Zeit
unseligen jugoslawischen An-
spruchsdenkens, als es darum
ging, eben ein solches geschlosse-
nes slowenisches Siedlungsgebiet
in Kärnten über die topografischen
Aufschriften zu definieren. Nun
mag es durchaus angebracht sein,
im Sinne historischer Namenspfle-

ge auch alte slowenische Bezeich-
nungen für Flurnamen, Seen, Flüs-
se und Berge zu verwenden. Damit
aber territoriales Anspruchsden-
ken zu begründen wäre schlicht-
weg unsinnig!

Zukunftsweisende Förderung
Ein zu hinterfragendes Geschichts-
verständnis scheint Herr Geržina
auch zu haben, wenn es um die
Altösterreicher deutscher Mutter-
sprache in Slowenien geht. Diese
deutsche Rest-Volksgruppe sei mit
der slowenischen Volksgruppe in
Kärnten nicht zu vergleichen, da
ihre Zahl viel kleiner sei. Es hätten
sich bei der Volkszählung 2001 nur
181 slowenische Bürger als Mit-
glieder der „deutschsprachigen
Gruppe“ bekannt.

Statt Rechte für die einst zah-
lenmäßig große deutsche Rest-
Volksgruppe in Slowenien mit
dem Hinweis auf ihre heute gerin-
ge Anzahl abzutun, würde Vertre-
tern der Republik Slowenien eine
Vorgangsweise anstehen, wie sie in
Österreich der Bundespräsident
und der Kärntner Landeshaupt-
mann gegenüber der sloweni-
schen Volksgruppe geübt haben:
sich nämlich zu entschuldigen!

Zurück zu Kärnten: Statt in die
längst überholte Denkweise terri-
torialen Anspruchsdenkens zu-
rückzufallen, sollte man lieber
über eine moderne und zukunfts-
weisende Förderung der sloweni-
schen Volksgruppe nachdenken,
um zu verhindern, dass diese tat-
sächlich in wenigen Jahrzehnten
verschwunden sein wird.

Als wesentliches Element da-
für müsste man das Bewusstsein in
der Deutschkärntner Mehrheitsbe-
völkerung stärken, dass die slowe-
nische Sprache und slowenische
Kultur unverzichtbare Teile der
Kärntner Identität sind und dass
deren Verlust ein Verlust für ganz
Kärnten wäre. Doch dafür dürften
die Aussagen des Botschafters we-
nig dienlich gewesen sein.
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